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Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Arbeit 
(21. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines 
Gesetzes zur Förderung der Vermögensbildung der 
Arbeitnehmer 

— Drucksache 2390 — 


A. Bericht des Abgeordneten Franzen 


I. Allgemeiner Teil 

Der Deutsche Bundestag hat in seiner 141. Sitzung 
am 27. Januar 1961 den Gesetzentwurf an den Aus- 
schuß für Arbeit als federführenden Ausschuß sowie 
an den Wirtschaftsausschuß, den Finanzausschuß 
und an den Ausschuß für Mittelstandsfragen zur 
Mitberatung überwiesen. 

Der Ausschuß für Arbeit hat den Entwurf in drei 
Sitzungen beraten. Nach Ansicht der Mehrheit des 
Ausschusses stellt der Entwurf einen wichtigen 
Schritt auf dem Weg zu dem auch von der Minder- 
heit des Ausschusses anerkannten Ziel dar, die 
Vermögenbildung der unselbständig Beschäftigten 
zu fördern. Eine größere Minderheit hat eine wesent- 
lich stärkere Förderung der Vermögensbildung der 
Arbeitnehmer gefordert, als sie der Entwurf vor- 
sieht; eine kleinere Minderheit hat den Entwurf als 
zu weitgehend abgelehnt. Die Mehrheit des Aus- 
schusses ist dagegen von der Erwägung ausgegan- 
gen, daß die bisherigen gesetzlichen Maßnahmen 
zur Förderung der Sparwilligkeit begrüßenswert und 
weiter auszubauen sind, aber gleichzeitig auch die 
Sparfähigkeit, insbesondere der unteren Einkom- 
mensschichten, durch gezielte Maßnahmen gefördert 
werden sollte. Der Gesetzentwurf scheint ihr ein 
geeignetes, wenn auch nicht das einzige Mittel zu 
sein, diesen Zweck zu erreichen. 

Dem Ausschuß war bekannt, daß gegen den Ent- 
wurf aus Kreisen des selbständigen Mittelstandes 
der Vorwurf erhoben wurde, er benachteilige die 
kleineren und mittleren Unternehmen gegenüber 
den Großunternehmen. Der Ausschuß hat den Ent- 
wurf unter diesem Gesichtspunkt genau geprüft. Im 
allgemeinen teilte er die Bedenken nicht, weil er der 


Meinung ist, daß der Entwurf durch eine Reihe von 
Vorschriften dem Anliegen des Mittelstandes Rech- 
nung trägt. Insoweit wird insbesondere auf § t 
Abs. 1 und §§ 6, 10 und 11 verwiesen, nach denen 

a) vermögenswirksame Leistungen auch an Fami- 
lienangehörige des Arbeitgebers unter bestimm- 
ten Voraussetzungen begünstigt werden, 

b) gerade den arbeitsintensiven mittelständischen 
Betrieben durch das Rechtsinstitut der Ergebnis- 
beteiligung ein wirksames Mittel zur Kostensen- 
kung geboten wird, 

c) durch die Einführung eines Höchstbetrages von 
jährlich 312 DM für die Begünstigung der Zu- 
wendungen eine Grenze gezogen wird, innerhalb 
derer auch mittelständische Betriebe durchaus 
in der Lage sein dürften, vermögenswirksame 
Leistungen an ihre Arbeitnehmer zu erbringen 
und 

d) z. B. für 100 DM, die der einzelne Arbeitnehmer 
netto erhalten soll, einschließlich Steuern und 
Sozialabgaben nur etwa 110 DM aufzuwenden 
sind, während nach dem bisher geltenden Recht 
hierfür etwa 170 DM aufgebracht werden mußten. 

Der Gesetzentwurf sieht bewußt elastische Rege- 
lungen vor, um es auch kleineren und mittleren 
Unternehmen zu ermöglichen, vermögenswirksame 
Leistungen in einer Weise zu erbringen, die ihrer 
besonderen Lage entsprechen. Der Ausschuß hat 
jedoch darüber hinaus durch die Einfügung weiterer 
wichtiger Ergänzungen den mittelständischen Beden- 
ken Rechnung getragen; 

Einmal hat er klargestellt, daß vermögenswirk- 
same Leistungen außer in Einzel vertragen mit Ar- 
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beitnehmern oder Betriebsvereinbarungen nicht 
durch allgemeine Tarifverträge, sondern nur durch 
Werktarifverträge vereinbart werden können. Zum 
anderen hat er die Begünstigung von vermögens- 
wirksamen Leistungen (außer Ergebnisbeteiligungen) 
von einer Betriebszugehörigkeit von mindestens 
einem Kalenderjahr, das sind im Durchschnitt 
lVs Jahre, abhängig gemacht. Ferner wird in § 6 
Abs. 1 durch Beispiele verdeutlicht, Welche Lei- 
stungserfolge zu Ergebnisbeteiligungen führen kön- : 
nen. 

II. Besonderer Teil 

Zu § 1 ! 

1. Der Ausschuß schlägt vor, in § 1 Abs. 1 klarzu- j 
stellen, 'daß Vereinbarungen über Vermögens- I 
wirksame Leistungen nur in Verträgen mit Ar- | 
beitnehmern, Betriebsvereinbarungen o'der Werk- 
tarifverträgen getroffen werden können, also [ 
nicht in Tarifverträgen, bei denen auf der Arbeit- j 
geberseite mehrere Arbeitgeber oder eine Ver- 
einigung von Arbeitgebern steht. Dabei ließ er 
sich von der Erkenntnis leiten, daß es sich bei 
vermögenswirksamen Leistungen meistens um 
solche handelt, die der Eigenart des einzelnen 
Unternehmens angepaßt sein müssen. Die<s trifft I 
zwar besonders für vermögenswirksame Lei- 
stungen auf Grund von Ergebnisbeteiligungen j 
(§ 6) zu, aber auch für allgemeine Vermögens- | 
wirksame Leistungen. Denn auch hierbei sollte | 
die Möglichkeit nicht ausgeschlossen werden, j 
solche Leistungen in einer Höhe, zu einem Zeit- j 
punkt und auf eine Weise zu erbringen, die der j 
jeweiligen Lage des einzelnen Unternehmens ent- j 
spricht. Eine größere Minderheit des Ausschusses | 
befürwortete dagegen eine ausdrückliche Zulas- ; 
sung auch des allgemeinen Tarifvertrages, wo- 
hingegen eine kleinere Minderheit selbst Werk- 
tarifverträge ausschließen wollte. 

Bei der Erörterung der Frage, welcher der bisher 
in der Gesetzessprache gleichermaßen noch nicht 
eingeführten Begriffe „Werktarifvertrag", „Haus- 
tarifvertrag", „Firmentarifvertrag" gewählt wer- 
den solle, entschloß sich der Ausschuß für den 
Begriff „ Werk tarifver trag", weil der Begriff 
„Haustarifvertrag" in der arbeitsrechtlichen Lite- 
ratur und Rechtsprechung nicht so gebräuchlich 
ist wie die beiden anderen Begriffe und weil der 
Ausdruck „Firmentarifvertrag" einen Anklang an 
den handelsrechtlichen Begriff „Firma" hat, der j 
in einem arb ei ts rechtlichen Gesetz bei Fehlen ! 
eines hinreichenden Grundes vermieden werden | 
sollte. Mit dem Wort „Werktarifvertrag" meint 
der Ausschuß einen Tarifvertrag, bei dem der 
eine Partner ein einzelner Arbeitgeber ist (vgl. 

§ 2 Abs. 1 des Tarifvertragsgesetzes), gleichgül- 
tig, ob sein Unternehmen aus einem oder meh- 
reren unselbständigen Werken besteht. 

In 'den folgenden Bestimmungen des Entwurfs 
mußten als Konsequenz aus der Erwähnung des 
Werktarifvertrages jeweils hinter dem Wort „Be- 
triebsvereinbarung" die Worte „oder Werktarif- 
verträge" eingefügt werden. Diese Änderungen j 
redaktioneller Art werden im folgenden nicht | 


mehr erwähnt, sondern sind aus der Zusammen- 
stellung der Änderungsvorschläge des Ausschus- 
ses für Arbeit ersichtlich. 

Der Wirtschaftsausschuß und der Ausschuß für 
Mittelstandsfragen haben ebenso wie der Aus- 
schuß für Arbeit eine abschließende Aufzählung 
der Vertragstypen vorgeschlagen, mittels derer 
vermögenswirksame Leistungen vereinbart wer- 
den können; sie haben dabei — wie der Ausschuß 
für Arbeit — nur Werktarifverträge, nicht aber 
sonstige Tarifverträge aufgeführt. 

2. Der Ausschuß für Arbeit hat sich einstimmig dem 
Beschluß des Bundesrates, dem die Bundesregie- 
rung zugestimmt hatte, angeschlossen, auch lei- 
tende Angestellte an den Vergünstigungen des 
Gesetzentwurfs teilnehmen zu lassen. Dieselbe 
Ansicht haben der Wirtschaftsausschuß und der 
Ausschuß für Mittelstandsfragen vertreten. Der 
Finanzausschuß war gegen eine Einbeziehung 
der leitenden Angestellten. 

Zu § 2 

1. Der Ausschuß für Arbeit hat einstimmig beschlos- 
sen, vorzuschlagen, das Wort „prämienbegün- 
stigt'' in § 2 Abs. 1 Buchstaben a und b jeweils 
durch das Wort „angelegt" zu ersetzen, damit 
z. B. vermögenswirksame Leistungen auch an 
diejenigen Arbeitnehmer nach Maßgabe des Ge- 
setzentwurfs begünstigt werden, die durch eigene 
Sparleistungen bereits die Höchstgrenze der be- 
günstigten Sparbeträge nach dem Spar-Prämien- 
gesetz erreicht haben und deshalb keine Spar- 
prämien erhalten können, oder die z. B. nicht die 
Wohnungsbauprämie sondern die entsprechende 
Begünstigung bei der Einkommensteuer in An- 
spruch nehmen möchten. Der Ausschuß ist damit 
einer Anregung des Finanzausschusses gefolgt. 

2. Die Forderung einer Minderheit des Ausschusses, 
die Ausgabe von Belegschaftsaktien mit einer 
fünfjährigen Sperrfrist nicht in den Kreis der be- 
günstigten Anlageformen aufzunehmen, wurde 
abgelehnt. 

3. Dagegen wurde dem § 2 Abs. 1 auf Anregung 
des Wirtschaftsausschusses ein neuer Buchstabe d 
angefügt, wodurch es ermöglicht wird, Leistun- 
gen, die der Arbeitgeber für den Arbeitnehmer 
als Aufwendung des Arbeitnehmers zur Begrün- 
dung einer Darlehensforderung gegen den Ar- 
beitgeber erbringt, unter Vereinbarung einer 
fünfjährigen Sperrfrist als vermögenswirksame 
Leistung anzuerkennen. 

4. Der Anregung des Ausschusses für Mittelstands- 
fragen, Einzahlungen auf Lebensversicherungs- 
verträge, die auf mindestens 5 Jahre festgelegt 
werden, in den Kreis der begünstigten Anlage- 
formen einzubeziehen, hat sich der Ausschuß für 
Arbeit aus folgenden Gründen nicht anzuschlie- 
ßen vermocht: 

Vermögens wirksame Leistungen des Arbeitge- 
bers an Arbeitnehmer in Form der Zukunftssiche- 
rung sind bereits nach geltendem Recht (§ 2 
Abs. 3 Nr. 2 der Lohnsteuer-Durchführungsver- 
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ordnung in der Fassung vom 30. Dezember 1959) 
begünstigt, und zwar noch stärker als nach dem 
Gesetzentwurf, weil sie bis zu 312 DM im Kalen- 
derjahr völlig lohnsteuerfrei und damit auch frei 
von Sozialversicherungsbeiträgen sind. Die vom 
Ausschuß für Mittelstandsfragen vorgesehene 
Ergänzung würde insoweit eine Doppelbegün- ; 
stigung darstellen, als danach 624 DM im Kalen- ; 
derjahr steuerbegünstigt auf Lebensversiche- j 
rungsverträge eingezahlt werden könnten, und ! 
zwar 312 DM völlig lohnsteuerfrei und weitere | 
312 DM nur mit dem in § 10 des Gesetzentwurfs | 
vorgesehenen günstigen Pauschsteuersatz bela- 
stet. Das würde insoweit eine Bevorzugung die- 
ser Anlageform vor dem Kontensparen und dem 
Bausparen bedeuten, wie sie der Ausschuß im 
Rahmen des Gesetzentwurfs nicht für gerecht- 
fertigt hält. 

Zu § 3 

1. Es wurde der bereits vom Bundesrat gemachte 
Vorschlag wiederholt, in § 3 die Worte „entwe- 
der", „oder Gruppen von Arbeitnehmern" und 
„die nach Tätigkeitsmerkmalen, Berufsausbil- 
dung, Dauer der Berufszugehörigkeit oder nach 
ähnlichen sachlichen Merkmalen a'bgegrenzt 
sind" zu streichen. Maßgebend war dabei der 
Wunsch, eine möglichst gleichmäßige Behand- 
lung der Arbeitnehmer eines Betriebes herbei- 
zuführen. Andererseits ist vom Wirtschaftsaus- 
schuß vorgeschlagen worden, die Worte „ähn- 
lichen sachlichen Merkmalen" durch „anderen 
sachlichen Merkmalen" zu ersetzen, damit um- 
gekehrt jedes Merkmal zum Anlaß einer unter- , 
schiedlichen Behandlung genommen werden | 
kann, sofern es nur sachlich ist. 

Die Meh rheit des Ausschusses für Arbeit hat j edoch i 
geglaubt, weder nach der einen noch nach der ! 
anderen Richtung hin den Regierungsentwurf än- j 
dern zu sollen. Eine völlige Gleichbehandlung j 
aller Arbeitnehmer eines Betriebes ohne die 
Möglichkeit, nach betriebs- oder berufsbezogenen 
Merkmalen unterscheiden zu können, wurde j 
weit über den in der Rechtsprechung und Rechts- ' 
lehre anerkannten arbeitsrechtlichen Grundsatz j 
der Gleichbehandlung hinausgehem Dieser 
Grundsatz besagt nicht, daß von allen vergleich- 
baren Arbeitnehmern ein jeder Anspruch darauf 
habe, ebenso gestellt zu werden, wie einzelne 
vom Arbeitgeber bevorzugte Arbeitnehmer; er 
verbietet vielmehr nur die willkürliche Schlech- 
terstellung einzelner Arbeitnehmer aus sach- 
fremden Gründen gegenüber anderen in ver- 
gleichbarer Lage befindlichen Arbeitnehmern. Be- 
reits der Regierungsentwurf engt den Ermessens- 
spielraum des Arbeitgebers über diesen bisher j 
in der Rechtsprechung anerkannten Gleichbe- : 
handlungsgrundsatz dergestalt ein, daß der Ar- j 
beitgeber nicht einzelne Arbeitnehmer bei ver- ; 
mögcnswirksamen Leistungen bevorzugen darf, 
es sei denn, diese Arbeitnehmer würden nach den 
in § 3 erwähnten oder ähnlichen sachlichen 
Merkmalen ausgewählt. Eine weitere Einengung 
des Ermessensspielraums des Arbeitgebers der- | 


gestalt, daß er auch nach solchen betriebs- oder 
berufsbezogenen sachlichen Merkmalen nicht 
mehr unterscheiden dürfte, wie sie in § 3 auf- 
geführt werden, erschien dem Ausschuß nicht 
vertretbar. Dem Einwand, daß eine Beschränkung 
der vermögenswirksamen Leistungen auf ein- 
zelne Arbeitnehmergruppen innerhalb eines Be- 
triebes zum Nährboden betrieblicher Unzufrie- 
denheit werden könne, wurde entgegengehalten, 
kein Arbeitgeber sei verpflichtet, nach den in § 3 
vorgesehenen Merkmalen Unterscheidungen zu 
treffen. Es werde dort nur die Möglichkeit einge- 
räumt, nach solchen oder ähnlichen Merkmalen 
zu unterscheiden. Auch könne eine völlige 
Gleichstellung aller Arbeitnehmer eines Betrie- 
bes die Einführung einer Ergebnisbeteiligung in 
diesem Betrieb erschweren oder gar verhindern. 

Andererseits vermochte der Ausschuß auch nicht 
der Anregung zu folgen, jedes beliebige sachliche 
Merkmal zum Anlaß einer Unterscheidung zu 
nehmen, auch wenn es aus dem außerbetrieb- 
lichen oder gar außerberuflichen Bereich kommt; 
denn dies würde beispielsweise bedeuten, daß 
auch die Eigensparleistung eines Arbeitnehmers 
zur Voraussetzung einer vermögenswirksamen 
Leistung des Arbeitgebers gemacht werden 
könnte. Das aber mochte der Ausschuß aus fol- 
genden Gründen verhindern: 

Eine betriebliche Sparprämie würde dem Arbeit- 
geber einen genauen Überblick über das Spar- 
verhalten seiner gesamten Arbeitnehmerschaft 
einräumen. Eine solche Beeinträchtigung der Pri- 
vatsphäre der Arbeitnehmer sollte nicht durch 
Steuervergünstigungen und Befreiung von So- 
zialversicherungsbeiträgen staatlich gefördert 
werden. Vor allem aber würde das Erfordernis 
einer Eigensparleistung der Arbeitnehmer nicht 
dem Sinn und Zweck dieses Gesetzes entspre- 
chen, die Sparfähigkeit der Arbeitnehmer zu for- 
dern. Die Sparwilligkeit wird bereits heute durch 
verschiedene staatliche Maßnahmen angeregt, 
wie z. B. durch das Spar-Prämiengesetz und das 
Wohnungsbau-Prämiengesetz. Ein weiterer Aus- 
bau dieser Förderung der Sparwilligkeit sollte 
auch weiterhin in erster Linie staatlichen Maß- 
nahmen Vorbehalten bleiben. 

2. Der Ausschuß für Arbeit hat es für richtig ge- 
halten, dem § 3 einen neuen Absatz 2 anzufü- 
gen, nach dem vermögenswirksame Leistungen 
nur dann nach Maßgabe dieses Gesetzes geför- 
dert werden, wenn sie für Arbeitnehmer erbracht 
werden, die zur Zeit der Fälligkeit der Leistung 
mindestens 1 Kalenderjahr dem Betrieb oder 
Unternehmen angehören. Damit ist eine bereits 
vom Bundesrat und auch vom Wirtschaftsaus- 
schuß und vom Ausschuß für Mittelstandsfragen 
gegebene Anregung aufgegriffen worden, durch 
das Erfordernis einer bestimmten Betriebszuge- 
hörigkeit einer unerwünschten und nicht beab- 
sichtigten Förderung der Fluktuation vorzubeu- 
gen. Durch eine Einfügung dieser Frist von einem 
Kalenderjahr, also durchschnittlich D /2 Jahren, 
werden vermögenswirksame Leistungen als Mit- 
tel der Abwerbung weitgehend entwertet. 
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Bei der Bemessung der Frist hat der Ausschuß 
den Anregungen des Wirtschaftsausschusses 
(2 Jahre) sowie des Ausschusses für Mittelstands- 
fragen und des Bundesrates (3 Jahre) nicht zu 
folgen vermocht, weil er andererseits die Frei- 
zügigkeit der Arbeitnehmer nicht über Gebühr 
einschränken wollte und auch berücksichtigt hat, 
daß anderenfalls vielleicht gerade Arbeitnehmer 
mit überdurchschnittlichen Leistungen während 
einer ungebührlich langen Zeit von vermögens- 
wirksamen Leistungen des Arbeitgebers ausge- 
schlossen werden. 

Diese letztere Erwägung und die Erkenntnis, daß 
auch Arbeitnehmer mit kürzerer Dauer der Be- 
triebszugehörigkeit zum Leistungserfolg eines 
Betriebes beitragen, haben den Ausschuß für 
Arbeit bewogen, in Übereinstimmung mit dem 
Wirtschaftsausschuß und dem Ausschuß für Mit- 
telstandsfragen von dem Erfordernis einer be- 
stimmten Dauer der Betriebszugehörigkeit bei 
vermögenswirksamen Leistungen, die auf Grund 
einer Ergebnisbeteiligung erbracht werden, ab- 
zusehen. 

Zu § 4 

Der Ausschuß schlägt vor, den § 4 so umzugestal- 
ten, daß der einzelne Arbeitnehmer selbst die Art 
der vermögenswirksamen Anlage (vgl. § 2 Abs. 1) 
und das Institut, bei dem sie erfolgen soll, bestimmt. 
Die Entschließungsfreiheit des Arbeitnehmers soll 
insoweit gewahrt bleiben. Demgemäß hat der Aus- 
schuß dem § 4 Abs. 3 die aus der folgenden Zusam- 
menstellung ersichtliche Fassung gegeben und Ab- 
satz 1 Buchstabe c sowie Absatz 2 gestrichen. Die 
Änderung in § 7 Abs. 2 Buchstabe c, die Streichung 
des § 8 Abs. 1 Buchstabe c und die Einfügung eines 
neuen Absatzes 1 a in § 8 beruhen auf denselben 
Erwägungen. 

Zu § 6 

Der Ausschuß für Arbeit hat in Anlehnung an die 
Vorschläge des Wirtschaftsausschusses und des Aus- 
schusses für Mittelstandsfragen mit Mehrheit be- 
schlossen, zur Veranschaulichung des Begriffs „Er- 
gebnisbeteiligung" die ursprünglich in der Begrün- 
dung des Regierungsentwurfs angeführten Beispiele 
in den Gesetzestext aufzunehmen. Der Ausschuß 
war sich darüber einig, daß dies keine sachliche 
Änderung des Regierungsentwurfs bedeuten, son- 
dern den Begriff „Ergebnisbeteiligung" nur anschau- 
licher gestalten soll. 

Zu § 7 

1. Die Änderung des § 7 Abs. 1 Buchstabe c beruht j 

auf den in der Bemerkung zu § 4 angegebenen i 
Gründen. | 

2. Der Ausschuß regt entsprechend dem Vorschlag \ 

des Bundesrates, dem die Bundesregierung zu- j 
gestimmt hat, an, durch die Ergänzung des § 7 
Abs. 3 Buchstabe d sicherzustellen, daß auch ein j 
vorzeitig ausscheidender Arbeitnehmer Kenntnis j 
von Höhe und Fälligkeit seines Ergebnisanteils j 
erlangt. j 


Zu § 8 

Der Ausschuß empfiehlt, den § 8 Abs. 1 Buch- 
stabe c zu streichen und stattdessen einen neuen 
Absatz 1 a aufzunehmen, dessen Wortlaut mit der 
vom Ausschuß beschlossenen Fassung des § 4 Abs. 3 
übereinstimmt. Zur Begründung wird auf die Bemer- 
kung zu § 4 verwiesen. 

Zu § 9 

Wie sich aus § 5 und dem ersten Satz in § 9 Abs. 1 
eindeutig ergibt, gilt die in § 9 normierte Aus- 
kunftspflicht nur für den Fall, daß die vermögens- 
wirksamen Leistungen auf Grund einer Ergebnisbe- 
teiligung erbracht werden, also nicht für sonstige 
vermögenswirksame Leistungen, die der Arbeitgeber 
nach Maßgabe der §§ 2 bis 4 erbringt. 

1. Der Ausschuß für Arbeit schlägt im Einverneh- 
men mit dem Wirtschaftsausschuß vor, entspre- 
chend der Anregung des Bundesrates, der die 
Bundesregierung zu gestimmt hat, dem § 9 Abs. 1 
folgenden Satz anzufügen: 

„Die Beauftragten dürfen wegen ihrer Tätigkeit 
nicht benachteiligt werden." 

Eine solche an § 53 Abs. 2 des Betriebsverfas- 
sungsgesetzes angelehnte Vorschrift hat der Aus- 
schuß zum Schutz der Beauftragten für erforder- 
lich gehalten. 

2. Dagegen hat sich die Mehrheit des Ausschusses 
der Anregung des Bundesrates nicht anzuschlie- 
ßen vermocht, daß der Betriebsrat die Arbeitneh- 
mer bestimmt, die das Auskunftsrecht wahrneh- 
men sollen. Dabei war die Erwägung maßgebend, 
daß die im Gesetzentwurf vorgesehene freie Ge- 
staltungsmöglichkeit des Auskunftsrechts nicht 
eingeschränkt werden sollte und eine Einschal- 
tung des Betriebsrates nach § 9 Abs. 3 ohnehin 
möglich ist, also nicht besonders erwähnt zu wer- 
den braucht. 

3. Im Einvernehmen mit dem Wirtschaftsausschuß 
ist der Ausschuß für Arbeit der Empfehlung des 
Ausschusses für Mittelstandsfragen nicht gefolgt, 
die Sätze 2 und 3 in § 9 Abs. 1 zu streichen. 
Würde die vom Ausschuß für Mittelstands fra- 
gen vorgeschlagene Fassung Gesetz, könnte je- 
der einzelne beteiligte Arbeitnehmer Auskunft 
bzw. Vorlage einer Bestätigung eines Wirt- 
schaftsprüfers usw. verlangen. Das würde den 
Arbeitgeber nicht nur in verwaltungsmäßiger 
Hinsicht stark belasten, sondern gleichzeitig die 
Gefahr entstehen lassen, daß betriebsinterne 
Fragen nicht geheimgehalten werden können. 

4. Der Anregung, § 9 Abs. 2 dahingehend zu än- 
dern, daß nur in Betrieben mit weniger als 
50 Arbeitnehmern die Auskunft durch Vorlage 
einer Bestätigung eines Wirtschaftsprüfers usw. 
ersetzt werden könne, ist die Mehrheit des Aus- 
schusses nicht gefolgt. Sie hat dabei berücksich- 
tigt, daß eine Ausschaltung der in § 9 Abs. 2 
vorgesehenen Möglichkeit manchen Arbeitgeber 
hindern könnte, eine Ergebnisbeteiligung einzu- 
führen. 
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5. Der Ausschuß schlägt im Einvernehmen mit dem 
Wirtschaftsausschuß vor, auch die Vorlage einer 
Bestätigung eines Steuerberaters oder eines Hel- 
fers in Steuersachen als Ersatz der Auskunft nach 
§ 9 Abs. 2 zuzulassen. Dabei hat er sich von der 
Erwägung leiten lassen, daß insbesondere Ar- 
beitgeber mit kleineren öder mittleren Betrieben 
als Berater häufig nicht einen Wirtschaftsprüfer 
oder vereidigten Buchprüfer, sondern einen Steu- 
erberater oder Helfer in Steuersachen hinzuzie- j 
hen und in die Lage versetzt werden sollten, ; 
einen Fachmann ihres Vertrauens, der überdies , 
über die besonderen Verhältnisse des Betriebes 
unterrichtet ist, mit der Prüfung der Richtigkeit 
der Berechnung der Ergebnisanteile zu beauf- • 
tragen. 

Zu § 10 

1. Die Mehrheit des Ausschuses hat, ebenso wie 
der Wirtschaftsausschuß, vorgeschlagen, auch Ar- 
beitnehmer mit einem Arbeitslohn von mehr als 
15 000 DM im Kalenderjahr in die Steuervergün- : 
stigung nach Maßgabe des Gesetzes einzubezie- 
hen. Sie hat zwar nicht verkannt, daß es an sich 
Ziel des Gesetzentwurfs ist, die Sparfähigkeit 
der unteren und mittleren Einkommensschichten 
der Arbeitnehmer zu erhöhen. Jedoch hat sie 
sich der Ansicht angeschlossen, daß die Anwen- 
dung des Gesetzes in der Praxis gefördert wird, 
wenn die Einkommensgrenze gestrichen wird. 
Denn die Arbeitnehmer mit einem Einkommen 
von mehr als 15 000 DM besetzen meist die 
Schlüsselpositionen der Betriebe, von denen aus 
sie bei der Entscheidung der Frage, ob vermö- 
genswirksame Leistungen des Arbeitgebers ein- 
geführt werden sollen, maßgeblich mitwirken. 
Würden sie selbst von solchen Leistungen aus- 
geschlossen, wäre naturgemäß ihr Interesse an 
der Einführung derartiger Leistungen geringer 
als bei ihrer Beteiligung. Auch ist beachtet wor- 
den, daß die Beseitigung der Einkommensgrenze 
eine Erleichterung der Verwaltungsarbeit der 
Finanzbehörden bedeuten würde, die darüber zu 
entscheiden haben, ob der Pauschsteuersatz in 
Anspruch genommen werden kann. , 


Der Finanzausschuß hat sich ebenfalls für eine 
Streichung der Einkommensgrenze ausgespro- 
chen, allerdings unter gleichzeitigem Ausschluß 
der leitenden Angestellten aus dem Kreise der 
begünstigten Personen (vgl. dazu die Bemerkung 
Nr. 2 zu § 1). 

2. Der federführende Ausschuß für Arbeit hat ge- 
mäß dem Vorschlag des Wirtschafts- und des 
Finanzausschusses beschlossen, den Pausch- 
steuersatz von 10 v. H. auf 8 v. H. zu senken. 
Damit soll der Anreiz, von den Möglichkeiten 
des Gesetzes Gebrauch zu machen, erhöht wer- 
den. 

3. Weiterhin haben der Ausschuß für Arbeit, der 
Wirtschaftsausschuß und der Finanzausschuß im 
Interesse einer Vereinfachung der Verwaltungs- 
arbeit des Arbeitgebers und einer Verstärkung 
des steuerlichen Anreizes, vermögenswirksame 
Leistungen zu erbringen, beschlossen, vermögens- 
wirksame Leistungen bis zu 312 DM jährlich nicht 
in die Bemessungsgrundlage für die Lohnsummen- 
steuer einzubeziehen. Dabei ist nicht verkannt 
worden, daß hierdurch die Steuereinnahmen der 
Gemeinden in gewisser Weise beeinträchtigt wer- 
den können. Demgegenüber wurde jedoch geltend 
gemacht, daß die Lohnsummensteuer ohnehin nur 
1,8 v. H. der Lohnsumme ausmache, der Einnah- 
meausfall also nur 1,8 v. H. von 5 v. H. der 
Löhnsumme (312 DM im Ja'hr sind etwa 5 v. H. 
der Lohnsumme), folglich nur etwa 0,09 v. H. der 
Lohnsumme ausmache. Auch werde diese Steuer 
in zahlreichen Gemeinden, insbesondere im süd- 
deutschen Raum, nicht erhoben und sei wegen 
der durch sie bewirkten relativ starken Bela- 
stung der lohnintensiven Betriebe ohnehin nicht 
mittelstands-konform. 

Zu § 12 

Entsprechend dem Vorschlag des Bundesrates, dem 
die Bundesregierung zugestimmt hat, hat der Aus- 
schuß beschlossen, der Berlin-Klausel die aus der 
folgenden Zusammenstellung ersichtliche Fassung 
zu gäben. 


Bonn, den 16. Mai 1961 

Franzen 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache 2390 — in der aus 
der anliegenden Zusammenstellung ersichtlichen 
Fassung anzunehmen. 

Bonn, den 16. Mai 1961 

Der Ausschuß für Arbeit 


Scheppmann 

Vorsitzender 


Franzen 

Berichterstatter 
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Zusammenstellung 

des von der Bundesregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes zur Förderung der Vermögensbildung 
der Arbeitnehmer 

— Drucksache 2390 — 

mit den Beschlüssen des Ausschusses für Arbeit 
(21. Ausschuß) 


Entwurf 


Entwurf eines Gesetzes 
zur Förderung der Vermögensbildung 
der Arbeitnehmer 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

§ 1 

(1) Die Vermögensbildung der Arbeitnehmer 
durch vereinbarte vermögenswirksame Leistungen 
der Arbeitgeber wird nach den Vorschriften dieses 
Gesetzes gefördert. 


(2) Die Vorschriften dieses Gesetzes gelten nur 
für vermögenswirksame Leistungen an Arbeitneh- 
mer im Sinne des Betriebsverfassungsgesetzes. § 4 
Abs. 2 Buchstabe f des Betriebsverfassungsgesetzes 
findet keine Anwendung. 

§ 2 

(1) Vermögenswirksame Leistungen sind Lei- 
stungen, die der Arbeitgeber für den Arbeitnehmer 
erbringt 

a) als Sparbeiträge des Arbeitnehmers, die 
nach dem Gesetz über die Gewährung von 
Prämien für Sparleistungen (Spar-Prämien- 
gesetz) vom 5. Mai 1959 (Bundesgesetzbl. I 
S. 241) prämienbegünstigt werden, 

b) als Aufwendungen des Arbeitnehmers zur 
Förderung des Wohnungsbaues, die nach 
dem Gesetz über die Gewährung von Prä- 
mien für Wohnungsbausparer (Wohnungs- 
bau-Prämiengesetz) in der Fassung vom 
21. Dezember 1954 (Bundesgesetzbl. I 
S. 482), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
30. Juli 1960 (Bundesgesetzbl. I S. 616), 
prämienbegünstigt werden, oder 


Beschlüsse des 24. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes 
zur Förderung der Vermögensbildung 
der Arbeitnehmer 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

§ 1 

(1) Die Vermögensbildung der Arbeitnehmer 
durch vermögenswirksame Leistungen der Arbeit- 
geber, die in Verträgen mit Arbeitnehmern, in Be- 
triebsvereinbarungen oder in Werktarifverträgen 
vereinbart werden, wird nach den Vorschriften die- 
ses Gesetzes gefördert. 

(2) Die Vorschriften dieses Gesetzes gelten nur 
für vermögenswirksame Leistungen an Arbeitneh- 
mer im Sinne des Betriebsverfassungsgesetzes. § 4 
Abs. 2 Buchstaben c und f des Betriebsverfassungs- 
gesetzes finden keine Anwendung. 

§ 2 

(1) Vermögenswirksame Leistungen sind Lei- 
stungen, die der Arbeitgeber für den Arbeitnehmer 
erbringt 

a) als Sparbeiträge des Arbeitnehmers, die 
nach dem Gesetz über die Gewährung von 
Prämien für Sparleistungen (Spar-Prämien- 
gesetz) vom 5. Mai 1959 (Bundesgesetzbl. I 
S. 241) angelegt werden, 

b) als Aufwendungen des Arbeitnehmers zur 
Förderung des Wohnungsbaues, die nach 
dem Gesetz über die Gewährung von Prä- 
mien für Wohnungsbausparer (Wohnungs- 
bau-Prämiengesetz) in der Fassung vom 
21. Dezember 1954 (Bundesgesetzbl. I 
S. 482), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
30. Juli 1960 (Bundesgesetzbl. I S. 616), 
angelegt werden, oder 
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c) als Aufwendungen des Arbeitnehmers für 
den Erwerb eigener Aktien des Arbeit- 
gebers zu einem Vorzugskurs unter Ver- 
einbarung einer fünfjährigen Sperrfrist 
{§ 6 des Gesetzes über steuerrechtliche 
Maßnahmen bei Erhöhung des Nennkapi- 
tals aus Gesellschaftsmitteln und bei Über- 
lassung von eigenen Aktien an Arbeitneh- 
mer vom 30. Dezember 1959, Bundes- 
gesetzbl. I S. 834). 


(2) In den Fällen des Absatzes 1 Buchstaben a 
und b hat der Arbeitgeber für die berechtigten 
Arbeitnehmer unmittelbar an das Unternehmen 
oder Institut zu leisten, bei dem die vermögens- 
wirksame Anlage zu erfolgen hat. Das Unterneh- 
men oder Institut hat dem Arbeitgeber Art und 
Dauer der Anlage der Leistungen zu bestätigen? es 
hat die vermögenswirksame Leistung des Arbeit- 
gebers als solche besonders kenntlich zu machen. 

§ 3 

Die vermögenswirksamen Leistungen müssen ent- 
weder allen Arbeitnehmern (§ 1 Abs. 2) des Betrie- 
bes oder eines Betriebsteils oder Gruppen von Ar- 
beitnehmern zugesagt werden, die nach Tätigkeits- 
merkmalen, Berufsausbildung, Dauer der Berufszu- 
gehörigkeit oder nach ähnlichen sachlichen Merk- 
malen abgegrenzt sind. 


§ 4 

(1) Betriebsvereinbarungen über vermögenswirk- 
same Leistungen müssen Bestimmungen enthalten 
über: 

a) die Höhe und Fälligkeit der Leistungen, 

b) den Kreis der berechtigten Arbeitnehmer 
und 

c) die Art der vermögenswirksamen Anlage 
sowie das Unternehmen oder Institut , bei 
dem sie erfolgen soll. 


Beschlüsse des 21. Ausschusses 
c) unverändert 


d) als Aufwendungen des Arbeitnehmers zur 
Begründung von Darlehensforderungen 
gegen den Arbeitgeber zu einem Zinsfuß, 
der mindestens dem Zins für Spareinlagen 
mit einer Kündigungsfrist von einem Jahr 
entspricht. Voraussetzung ist eine Sperr- 
frist von fünf Jahren. Die Sperrfrist ent- 
fällt beim Tod des Arbeitnehmers oder bei 
seiner völligen Erwerbsunfähigkeit. Der 
Darlehensvertrag muß durch ein Kredit- 
institut verbürgt sein. Die Kosten der 
Bürgschaft muß der Arbeitgeber tragen. 

(2) unverändert 


§ 3 

(1) Die vermögenswirksamen Leistungen müssen 
entweder allen Arbeitnehmern (§ 1 Abs. 2) des Be- 
triebes oder eines Betriebsteils oder Gruppen von 
Arbeitnehmern zugesagt werden, die nach Tätig- 
keitsmerkmalen, Berufsausbildung, Dauer der Be- 
rufszugehörigkeit oder nach ähnlichen sachlichen 
Merkmalen abgegrenzt sind. 

(2) Die vermögenswirksamen Leistungen werden 
nur dann nach den Vorschriften dieses Gesetzes ge- 
fördert, wenn sie für Arbeitnehmer erbracht wer- 
den, die zur Zeit der Fälligkeit der Leistungen min- 
destens ein Kalenderjahr dem Betrieb oder Unter- 
nehmen angehören. Dies gilt nicht, wenn vermö- 
genswirksame Leistungen auf Grund einer Ergebnis- 
beteiligung erbracht werden. 

§ 4 

(1) Betriebsvereinbarungen oder Werktarifver- 
träge über vermögenswirksame Leistungen müssen 
Bestimmungen enthalten über: 

a) unverändert 

b) unverändert 

Buchstabe c entfällt 
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(2) Sieht die Betriebsvereinbarung vor, daß der 
Arbeitnehmer zwischen verschiedenen Arten der 
Anlage wählen oder das Unternehmen oder Insti- 
tut, bei dem sie erfolgen soll, selbst bestimmen 
kann, so hat der Arbeitnehmer hierüber vor Ein- 
tritt der Fälligkeit eine schriftliche Erklärung gegen- 
über dem Arbeitgeber abzugeben . Die Betriebsver- 
einbarung muß bestimmen, in welcher Weise die 
vermögenswirksamen Leistungen für diejenigen Ar- 
beitnehmer angelegt werden, die eine Erklärung 
nach Satz 1 nicht rechtzeitig abgegeben haben. 

(3) Bei vermögenswirksamen Leistungen, die 
nicht auf Grund einer Betriebsvereinbarung gewährt 
werden, bedarf die Art der vermögenswirksamen 
Anlage und die Bestimmung des Unternehmens 
oder Instituts, bei dem sie erfolgen soll, der Zustim- 
mung des Arbeitnehmers. 

§ 5 

Werden die vermögenswirksamen Leistungen auf 
Grund einer Ergebnisbeteiligung erbracht, so gelten 
an Stelle des § 4 die §§ 6 bis 9. 

§ 6 

(1) Ergebnisbeteiligung im Sinne dieses Gesetzes 
ist die vereinbarte Beteiligung der Arbeitnehmer an 
dem durch ihre Mitarbeit erzielten Leistungserfolg 
des Betriebes oder wesentlicher Betriebsteile. Der 
Leistungserfolg ist nach betriebswirtschaftlichen Ge- 
sichtspunkten jeweils für bestimmte Berechnungs- 
zeiträume zu ermitteln. Die Ergebnisbeteiligung ist 
vor Beginn eines Berechnungszeitraumes zu verein- 
baren. 


(2) Die Ergebnisbeteiligung kann auch für die 
Gesamtheit der Betriebe eines Unternehmens ver- 
einbart werden. 

§ 7 

(1) Verträge mit Arbeitnehmern über eine ver- 
mögenswirksame Ergebnisbeteiligung bedürfen der 
Schriftform. Sie müssen Bestimmungen enthalten 
über die Art der Ergebnisbeteiligung, die Bemes- 
sungsgrundlage, die Grundsätze für die Berechnung 
des Ergebnisanteils und den Berechnungszeitraum. 

(2) Die Verträge sollen Bestimmungen enthalten 
über 

a) Frist und Form der Mitteilung des Ergeb- 
nisanteils an den Arbeitnehmer, 

b) die Fälligkeit des Ergebnisanteils, 

c) die Art der vermögenswirksamen Anlage 
und das Unternehmen oder Institut, bei 
dem die Anlage erfolgen soll, 


Beschlüsse des 21. Ausschusses 

Absatz 2 entfällt 


(3) Die Art der vermögenswirksamen Anlage so- 
wie das Unternehmen oder Institut, bei dem sie er- 
folgen soll, bestimmt der Arbeitnehmer. 


§ 5 

unverändert 

§ 6 

(1) Ergebnisbeteiligung im Sinne dieses Gesetzes 
ist die vereinbarte Beteiligung der Arbeitnehmer an 
dem durch ihre Mitarbeit erzielten Leistungserfolg 
des Betriebes oder wesentlicher Betriebsteile, zum 

Beispiel auf Grund von Materialersparnissen, Ver- 
minderung des Ausschusses oder der Fehlzeiten, 
sorgfältiger Wartung der Arbeitsgeräte und Ma- 
schinen, Verbesserung der Arbeitsmethoden und der 
Qualität der Erzeugnisse sowie sonstiger Produk- 
tions- und Produktivitätssteigerungen. Der Lei- 
stungserfolg ist nach betriebswirtschaftlichen Ge- 
sichtspunkten jeweils für bestimmte Berechnungs- 
zeiträume zu errechnen. Die Ergebnisbeteiligung ist 
vor Beginn eines Berechnungszeitraumes zu verein- 
baren. 

(2) unverändert 


§ 7 

(1) unverändert 


(2) Die Verträge sollen Bestimmungen enthalten 
über 

a) unverändert 

b) unverändert 

c) die nach Wunsch des Arbeitnehmers vor- 
zusehende Art der vermögenswirksamen 
Anlage, 
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d) die Beendigung der Ergebnisbeteiligung, 
insbesondere für den Fall der Beendigung 
des Arbeitsverhältnisses. 

(3) Soweit die Verträge keine Bestimmungen 
nach Absatz 2 enthalten, gelten folgende Vor- 
schriften: 

a) Die Höhe des Ergebnisanteils ist dem be- 
teiligten Arbeitnehmer binnen drei Mona- 
ten nach Ablauf des Berechnungszeitrau- 
mes schriftlich mitzuteilen; er wird zwei 
Monate nach der Mitteilung fällig. 

b) Der Arbeitnehmer ist berechtigt, das Un- 
ternehmen oder Institut, bei dem die ver- 
mögenswirksame Anlage des Ergebnis- 
anteils erfolgen soll, jeweils zu benennen. 

c) Der Vertrag kann mit einer Frist von drei 
Monaten zum Schluß eines Berechnungs- 
zeitraumes gekündigt werden. 

d) Endet das Arbeitsverhältnis während 
eines Berechnungszeitraumes, so ist der 
Arbeitnehmer an dem für diesen Berech- 
nungszeitraum ermittelten Ergebnis betei- 
ligt, wenn er dem Betrieb mindestens 
während der Hälfte des Berechnungszeit- 
raumes angehört hat; sein Ergebnisanteil 
bemißt sich nach dem Verhältnis der Zeit, 
die er während des Berechnungszeitrau- 
mes dem Betrieb angehört hat, zum Be- 
rechnungszeitraum. 


§ 8 

(1) Betriebs Vereinbarungen über eine vermögens- 
wirksame Ergebnisbeteiligung der Arbeitnehmer 
müssen Bestimmungen enthalten über 

a) die Art der Ergebnisbeteiligung, die Be- 
messungsgrundlage, die Grundsätze für 
die Berechnung der Ergebnisanteile und 
den Berechnungszeitraum; 

b) den Kreis der beteiligten Arbeitnehmer; 

c) die Art der vermögenswirksamen Anlage 
sowie das Unternehmen oder Institut, bei 
dem die Anlage erfolgen soll ; § 4 Abs. 2 
gilt entsprechend. 


(2) Die Betriebsvereinbarungen sollen Bestim- 
mungen enthalten über 

a) Frist und Form der Mitteilung der Ergeb- 
nisanteile an die Arbeitnehmer, 

b) die Fälligkeit der Ergebnisanteile, 

c) die Beendigung der Betriebsvereinbarung, 

d) die Beendigung der Ergebnisbeteiligung, 
insbesondere für den Fall der Beendigung 
des Arbeitsverhältnisses. 


Beschlüsse des 21. Ausschusses 

d) unverändert 


(3) Soweit die Verträge keine Bestimmungen 
nach Absatz 2 enthalten, gelten folgende Vor- 
schriften: 

a) unverändert 


b) unverändert 


c) unverändert 


d) Endet das Arbeitsverhältnis während 
eines Berechnungszeitraumes, so ist der 
Arbeitnehmer an dem für diesen Berech- 
nungszeitraum ermittelten Ergebnis betei- 
ligt, wenn er dem Betrieb mindestens 
während der Hälfte des Berechnungszeit- 
raumes angehört hat; sein Ergebnisanteil 
bemißt sich nach dem Verhältnis der Zeit, 
die er während des Berechnungszeitrau- 
mes dem Betrieb angehört hat, zum Be- 
rechnungszeitraum. Absatz 3 Buchstabe a 
gilt entsprechend. 

§ 8 

(lj Betriebsvereinbarungen oder Werktarifver- 
träge über eine vermögenswirksame Ergebnisbetei- 
ligung der Arbeitnehmer müssen Bestimmungen 
enthalten über 

a) unverändert 


b) unverändert 

Buchstabe c entfällt 


(1 a) Die Art der vermögenswirksamen Anlage 
sowie das Unternehmen oder Institut, bei dem die 
Anlage erfolgen soll, bestimmt der Arbeitnehmer. 

(2) Die Betriebsvereinbarungen oder Werktarif- 
verträge sollen Bestimmungen enthalten über 

a) unverändert 

b) unverändert 

c) unverändert 

d) unverändert 
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(3) Soweit Betriebsvereinbarungen keine Bestim- 
mungen nach Absatz 2 enthalten, gelten folgende 
Vorschriften: 

a) Für die Mitteilung der Ergebnisanteile an 
die Arbeitnehmer und ihre Fälligkeit gilt 
§ 7 Abs. 3 Buchstabe a entsprechend. 

b) Die Betriebsvereinbarung kann mit einer 
Frist von 3 Monaten zum Schluß eines 
Berechnungszeitraumes gekündigt werden. 

c) Im Fall der Beendigung des Arbeitsver- 
hältnisses eines Arbeitnehmers gilt § 7 
Abs. 3 Buchstabe d entsprechend. 

§ 9 

(1) Der Arbeitgeber hat den beteiligten Arbeit- 
nehmern auf Verlangen Auskunft über die Richtig- 
keit der Berechnung der Ergebnisanteile zu erteilen. 
Auf Wunsch des Arbeitgebers haben die beteiligten 
Arbeitnehmer aus ihrer Mitte nicht mehr als drei 
Beauftragte zur Wahrnehmung dieser Auskunfts- 
rechte zu wählen. Die Beauftragten haben über ver- 
trauliche Angaben, die ihnen vom Arbeitgeber aus- 
drücklich als geheimzuhalten bezeichnet worden 
sind, Stillschweigen auch nach Ausscheiden aus dem 
Betrieb zu wahren. 

(2) Anstelle der Auskunft nach Absatz 1 kann 
der Arbeitgeber jederzeit bei Mitteilung der Ergeb- 
nisanteile an die Arbeitnehmer die Bestätigung 
eines Wirtschaftsprüfers oder eines vereidigten 
Buchprüfers über die Richtigkeit der Berechnung der 
Ergebnisanteile vorlegen. 

(3) Durch schriftliche Verträge (§ 7) oder Be- 
triebsvereinbarungen (§ 8) kann eine von den Ab- 
sätzen 1 und 2 abweichende Regelung des Aus- 
kunftsrechts oder des Verfahrens bestimmt werden. 


§ 10 

(1) Auf Antrag des Arbeitgebers wird die Lohn- 
steuer nach einem festen Pauschsteuersatz von der 
Summe der Aufwendungen für vermögenswirksame 
Leistungen nach diesem Gesetz erhoben, die der 
Arbeitgeber an Arbeitnehmer mit einem Arbeits- 
lohn von nicht mehr als 15 000 Deutsche Mark im 
Kalenderjahr gewährt, soweit sie bei dem einzelnen 
Arbeitnehmer 312 Deutsche Mark im Kalenderjahr 
nicht übersteigen. Der Pauschsteuersatz beträgt 
10 vom Hundert. Soweit die Aufwendungen für den 
einzelnen Arbeitnehmer '312 Deutsche Mark im 
Kalenderjahr übersteigen, ist die Lohnsteuer nach 
den allgemeinen Vorschriften zu erheben. 

(2) Voraussetzung für die Anwendung des 
Pauschsteuersatzes ist, daß der Arbeitgeber den An- 
trag jeweils für alle in einem Kalenderjahr zu er- 
bringenden Leistungen stellt und sich verpflichtet, 
die Lohnsteuer zu übernehmen. In dem Antrag hat 


Beschlüsse des 21. Ausschusses 

(3) Soweit Betriebsvereinbarungen oder Werk- 
tarifverträge keine Bestimmungen nach Absatz 2 
enthalten, gelten folgende Vorschriften: 

a) unverändert 


b) Die Betriebsvereinbarung oder der Werk- 
tarifvertrag kann mit einer Frist von 
3 Monaten zum Schluß eines Berechnungs- 
zeitraumes gekündigt werden. 

c) unverändert 


§ 9 

(1) Der Arbeitgeber hat den beteiligten Arbeit- 
nehmern auf Verlangen Auskunft über die Richtig- 
keit der Berechnung der Ergebnisanteile zu erteilen. 
Auf Wunsch des Arbeitgebers haben die beteiligten 
Arbeitnehmer aus ihrer Mitte nicht mehr als drei 
Beauftragte zur Wahrnehmung dieser Auskunfts- 
rechte zu wählen. Die Beauftragten haben über ver- 
trauliche Angaben, die ihnen vom Arbeitgeber aus- 
drücklich als geheimzuhalten bezeichnet worden 
sind, Stillschweigen auch nach Ausscheiden aus dem 
Betrieb zu wahren. Die Beauftragten dürfen wegen 
ihrer Tätigkeit nicht benachteiligt werden. 

(2) Anstelle der Auskunft nach Absatz 1 kann 
der Arbeitgeber jederzeit bei Mitteilung der Ergeb- 
nisanteile an die Arbeitnehmer die Bestätigung 
eines Wirtschaftsprüfers oder eines vereidigten 
Buchprüfers, eines Steuerberaters oder Helfers in 
Steuersachen über die Richtigkeit der Berechnung 
der Ergebnisanteile vorlegen. 

(3) Durch schriftliche Verträge (§ 7), Betriebsver- 
einbarungen oder Werktarifverträge (§ 8) kann eine 
von den Absätzen 1 und 2 abweichende Regelung 
des Auskunftsrechts oder des Verfahrens bestimmt 
werden. 

§ 10 

(1) Auf Antrag des Arbeitgebers wird die Lohn- 
steuer nach einem festen Pauschsteuersatz von der 
Summe der Aufwendungen für vermögenswirksame 
Leistungen nach diesem Gesetz erhoben, soweit sie 
bei dem einzelnen Arbeitnehmer 312 Deutsche Mark 
im Kalenderjahr nicht übersteigen. Der Pausch- 
steuersatz beträgt 8 vom Hundert. Soweit die Auf- 
wendungen für den einzelnen Arbeitnehmer 
312 Deutsche Mark im Kalenderjahr übersteigen, ist 
die Lohnsteuer nach den allgemeinen Vorschriften 
zu erheben. 


(2) unverändert 
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Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


Drucksache 2744 


Entwurf 

der Arbeitgeber zu versichern, daß die Leistungen 
nach diesem Gesetz erbracht werden. Beim Lohn- 
cteuer-Jahresausgleich und bei einer Veranlagung 
zur Einkommensteuer bleiben die Betrage, die nach 
Absatz 1 besteuert worden sind, und die dafür ent- 
richtete Lohnsteuer außer Betracht. 

(3) Die Bundesregierung wird ermächtigt, mit 
Zustimmung des Bundesrates durch Rechtsverord- 
nung Vorschriften zu erlassen über das Verfahren 
zur Anwendung des Pauschsteuersatzes sowie über 
die Nachforderung der Lohnsteuer in Fällen, in 
denen die Voraussetzungen für die Inanspruch- 
nahme des Pauschsteuersatzes nicht Vorgelegen 
haben. 


§ 11 

Vermögenswirksame Leistungen nach diesem Ge- 
setz sind kein Entgelt im Sinne der Sozialversiche- 
rung, soweit sie zusammen mit Aufwendungen des 
Arbeitgebers für die Zukunftsicherung des Arbeit- 
nehmers 312 DM im Kalenderjahr nicht übersteigen; 
zu diesen Aufwendungen gehören nicht die auf 
Grund gesetzlicher Verpflichtung geleisteten. 

§ 12 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 


§ 13 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 


Beschlüsse des 21. Ausschusses 


(3) unverändert 


(4) Vermögenswirksame Leistungen nach diesem 
Gesetz gehören, soweit sie bei dem einzelnen Ar- 
beitnehmer 312 Deutsche Mark im Kalenderjahr 
nicht übersteigen, nicht zur Lohnsumme im Sinne 
des § 24 des Gewerbesteuergesetzes. 

§ 11 

unverändert 


§ 12 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 Abs. 1 
und § 13 Abs. 1 des Dritten Uberleitungsgesetzes vom 
4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land 
Berlin. Rechtsverordnungen, die auf Grund dieses 
Gesetzes erlassen werden, gelten im Land Berlin 
nach § 14 des Dritten Überleitungsgesetzes. 

§ 13 

unverändert 
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